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Das Bundeskabinett hat am 24.7.2024 den von Bundesinnenministerin Nancy Faeser vorgelegten Entwurf für ein Gesetz zur Stär-

kung der Cybersicherheit beschlossen (vgl. BMI, PM vom gleichen Tag). Damit werde die zweite EU-Richtlinie zur Netzwerk- und

Informationssicherheit (RL (EU) 2022/2555 über Maßnahmen für ein hohes gemeinsames Cybersicherheitsniveau in der Union, sog.

NIS-2-Richtlinie) im deutschen Recht umgesetzt. Das deutsche IT-Sicherheitsrecht werde umfassend modernisiert und neu struktu-

riert. Die Pflichten zur Umsetzung von Cybersicherheitsmaßnahmen und Meldung von Cyberangriffen werden auf mehr Unterneh-

men in mehr Sektoren ausgeweitet und die Cybersicherheit der Bundesverwaltung gestärkt. Das Bundesamt für Sicherheit in der

Informationstechnik (BSI) erhält neue Aufsichtsinstrumente. Dazu BundesinnenministerinNancy Faeser: „Die Bedrohungslage imBe-

reich der Cybersicherheit ist unvermindert hoch.Wir erleben durch den russischenAngriffskrieg gegen die Ukraine und seine Folgen

auch eine Zeitenwende für die innere Sicherheit. Mit unserem Gesetz erhöhen wir den Schutz vor Cyberangriffen, egal ob sie staat-

lich gelenkt oder kriminell motiviert sind. Künftig müssen mehr Unternehmen in mehr Sektoren Mindestvorgaben für die Cyber-

sicherheit und Meldepflichten bei Cybervorfällen erfüllen. Wir steigern das Sicherheitsniveau – und senken damit das Risiko für Un-

ternehmen, Opfer von Cyberangriffen zu werden. Ich bin davon überzeugt, dass wir mit dem Gesetz die Resilienz von Wirtschaft

und Bundesverwaltung gegen Cybergefahren stärken und zugleich unnötige Bürokratie vermeiden. Dem BSI als Cybersicherheits-

behörde des Bundes kommt hier eine Schlüsselrolle zu. Es wird die Einhaltung der Vorgaben durch die Unternehmen überwachen

und die Cybersicherheit in der Bundesverwaltung weiter stärken.“ BSI-Präsidentin Claudia Plattner führte aus: „Künftig werden rund

29.500 Unternehmen zur Umsetzung von Cybersicherheitsmaßnahmen verpflichtet sein. Sie gewährleisten die Versorgungssicher-

heit der Bevölkerung und bilden das Rückgrat der Cybernation Deutschland. Daher wird das BSI sie dabei bestmöglich unterstützen

und die Umsetzung der gesetzlichen Vorgaben so reibungslos wie möglich gestalten.“ Mit dem Gesetzentwurf werden die Vor-

gaben der NIS-2-Richtlinie imWesentlichen in Form einer Novelle des BSI-Gesetzes umgesetzt. Im Bereich derWirtschaft handele es

sich um eine 1:1-Umsetzung der NIS-2-Richtlinie, d. h. dass über die europarechtlichen Vorgaben nicht hinausgegangen wird. Vgl.

zum Thema auchWegmann, BB 2023, 835 ff. sowie dieMeldung auf S. 1794.

Uta Wichering,

Ressortleiterin
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Entscheidungen
EuGH: Mehr als zehn Jahre andauernder In-

formationsaustausch zwischen 14 Kredit-

instituten in Portugal als bezweckte Wett-

bewerbsbeschränkung

Art. 101 Abs. 1 AEUV ist dahin auszulegen, dass

ein vertiefter monatlicher Informationsaustausch

aufGegenseitigkeitsbasis zwischen konkurrieren-

den Kreditinstituten, der auf Märkten mit starker

Konzentration sowie mit Zutrittsschranken statt-

fand und der sich auf die für die auf diesen Märk-

ten abgewickelten Geschäfte geltenden Bedin-

gungen, insbesondere die aktuellen und künfti-

gen Kreditaufschläge und Risikoparameter, sowie

die individualisierten Produktionszahlen der Teil-

nehmer an diesemAustausch bezieht, zumindest

dann,wennes sichbei denaufdieseWeise ausge-

tauschten Kreditaufschlägen um diejenigen han-

delt, die diese Institute künftig anwendenwollen,

als bezweckte Wettbewerbsbeschränkung einzu-

stufen ist.

EuGH, Urteil vom 29.7.2024 – C-298/22
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-1793-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: (Nicht-)RichtlinienkonformeAuslegung

derAusnahmeregelungdes§ 312Abs. 6BGB

Die Ausnahmeregelung des § 312 Abs. 6 BGB,

nach der die Vorschriften überdasWiderrufsrecht

des Verbrauchers nicht auf Versicherungsvermitt-

lungsverträge anwendbar sind, ist bei außerhalb

von Geschäftsräumen geschlossenen Versiche-

rungsvermittlungsverträgen nicht richtlinienkon-

form dahingehend auszulegen, dass für sie ein

Widerrufsrecht des Verbrauchers nach § 312g

Abs. 1 BGBbesteht.

Es besteht keine unionsrechtliche Verpflich-

tung, ein Widerrufsrecht für außerhalb von Ge-

schäftsräumen geschlossene Versicherungsver-

mittlungsverträge vorzusehen.

BGH, Urteil vom 4.4.2024 – I ZR 137/23
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-1793-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Ausgestaltung staatlicher Corona-Hil-

fen mit Art. 3 Abs. 1 und Art. 14 Abs. 1 GG

vereinbar; keine sachwidrige Benachteili-

gung von Großunternehmen gegenüber

kleinen und mittleren Unternehmen

a) Die infektionsschutzrechtliche Generalklausel

des § 28 Abs. 1 Satz 1 IfSG und die Verordnungs-

ermächtigung in § 32 Satz 1 IfSG waren bis zum

18. November 2020 eine verfassungsgemäße

Grundlage für die durch Allgemeinverfügungen

und Rechtsverordnungen zur Bekämpfung der

COVID-19-Pandemie angeordneten Beherber-

gungs- und Veranstaltungsverbote sowie Gast-

stättenschließungen. Insbesondere genügten sie

den aus Art. 20 Abs. 1 bis 3 GG sowie aus Art. 80

Abs. 1 Satz 2 GG folgendenAnforderungen andie

Bestimmtheiteiner gesetzlichenRegelung.

b) Ab dem 19. November 2020 wurde die Gene-

ralklausel des § 28 Abs. 1 IfSG in § 28a Abs. 1 IfSG

durch die Benennung nicht abschließender Re-

gelbeispiele auf verfassungsgemäße Weise kon-

kretisiert.

c)Beherbergungs-undVeranstaltungsverboteso-

wie Gaststättenschließungen konnten insbeson-

dere zu Beginn der COVID-19-Pandemie imWege

vonAllgemeinverfügungenangeordnetwerden.

d)ZurVerhältnismäßigkeit infektionsschutzrechtli-

cher Beherbergungs- und Veranstaltungsverbote

sowie Gaststättenschließungen (hier: Hotelkon-

zern) indemZeitraumvonMärz2020bis Juni 2021

zur Verhinderung der weiteren Ausbreitung des

SARS-CoV-2-Virus („ersterundzweiterLockdown“).

BGH, Urteil vom 11.4.2024 – III ZR 134/22
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-1793-3

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Keine zwingende Nennung des Na-

mens des Datenschutzbeauftragten bei

Mitteilung der Kontaktdaten nach Art. 13

Abs. 1 Buchst. b DSGVO

ZPO § 551 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a

a) Nach § 551 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a ZPO

muss sich die Revisionsbegründung mit den tra-

genden Gründen des angefochtenen Urteils aus-

einandersetzen und konkret darlegen, warumdie

Begründung des Berufungsgerichts rechtsfehler-

haft sein soll. Hierdurch soll der Revisionskläger

dazu angehalten werden, die angegriffene Ent-

scheidung nicht nur im Ergebnis, sondern auch in

der konkreten Begründung zu überprüfen und im

Einzelnen darauf hinzuweisen, in welchen Punk-

ten undmit welchen Gründen er das angefochte-

neUrteil für unrichtighält.

DS-GVO Art. 13 Abs. 1 Buchst. b

b) Bei Mitteilung der Kontaktdaten des Daten-

schutzbeauftragten nach Art. 13 Abs. 1 Buchst. b

DSGVO ist die Nennung des Namens nicht zwin-

gend. Entscheidend und zugleich ausreichend für
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